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Händler, die nicht einer Einrichtung an­
geschlossen sind, die gegründet wurde, 
um die gesetzlichen Verpflichtungen ih­
rer Mitglieder im Rahmen des Gesetzes 
zur Durchführung der Richtlinie 68/414, 
die die Bevorratung von Erdölerzeugnis­
sen betrifft, zu erfüllen, und die auf dem 
Binnenmarkt gekaufte Erzeugnisse aus­
führen wollen, gegen diese Einrichtung 
keinerlei Anspruch auf Erstattung der 

Abgaben geltend machen können, die ihr 
Lieferant an diese Einrichtung abgeführt 
hat und die dieser auf seinen Verkaufs­
preis abgewälzt hat, oder dies nur unter 
bestimmten Voraussetzungen tun kön­
nen, wenn kein Unterschied in der Be­
handlung von zur Ausfuhr bestimmten 
Erzeugnissen und Erzeugnissen, die in 
dem betroffenen Mitgliedstaat auf den 
Markt gebracht werden, besteht. 

SITZUNGSBERICHT 

in der Rechtssache C-302/88 * 

I — Rechtlicher Rahmen 

In den Niederlanden gilt die Wet Vorraad-
vorming Aardolieprodukten (Gesetz über 
die Vorratsbildung von Erdölerzeugnissen; 
nachstehend: WVA). Dieses Gesetz dient 
der Durchführung der im Rahmen der In­
ternationalen Energieagentur eingegangenen 
Verpflichtungen, die sich insbesondere aus 
der Richtlinie 68/414/EWG vom 20. De­
zember 1968 (ABl. L 308, S. 14) über die 
Haltung von Vorräten bestimmter Erdöler­
zeugnisse, um Unterbrechungen in der Ver­
sorgung begegnen zu können, ergeben. 

Die WVA definiert die „Vorratsverpflich-
tungen". Wer in den Niederlanden be­
stimmte Erdölerzeugnisse „auf den Markt 
bringt" (herstellt oder herstellen läßt, ein­
führt oder einführen läßt), ist verpflichtet, 
einen bestimmten, im Gesetz näher festge­
legten Vorrat an diesen Erzeugnissen zu 
halten. Der Wirtschaftsminister kann Befrei­

ung von dieser Verpflichtung erteilen, wenn 
sich ein Dritter bereit erklärt, sie zu über­
nehmen. In diesem Fall kann der Minister 
bestimmen, daß die Verpflichtung ganz 
oder teilweise auf diesen Dritten übergegan­
gen ist. Er kann auch Auflagen erteilen, die 
der betreffende Dritte einhalten muß. 

Hierzu wurde am 7. September 1978 die 
Stichting Interim Centraal Orgaan Voor­
raadvorming Aardolieprodukten (Vorläufige 
Zentralstelle für die Vorratsbildung von Erd­
ölerzeugnissen; ICOVA) mit dem Zweck 
gegründet, die Vorratsverpflichtungen der 
an ihr Beteiligten zu übernehmen und für 
sie zu erfüllen. Aus der Satzung der ICOVA 
ergibt sich unter anderem, daß der Wirt­
schaftsminister die Vorstandsmitglieder er­
nennt, verbindliche Weisungen erteilen 
kann, die Auflösung der Stelle beschließen 

* Verfahrenssprache: Niederländisch. 
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kann sowie den Haushaltsentwurf und den 
Jahresabschluß genehmigen muß. 

Die der ICOVA durch die Vorratshaltung 
entstehenden Kosten werden durch eine bei 
den beteiligten Unternehmen erhobene Ab­
gabe, sogenannte „afdrachten", gedeckt. 
Diese Abgabe wird als „verplichte voorraad­
afdracht" (Vorratspflichtabgabe; W A ) be­
zeichnet. Sie wird nach der Menge Erdöler­
zeugnisse (HFL je 100 Liter) berechnet, die 
im Inland in den freien Verkehr gebracht 
wird. Die Beteiligten müssen bis zum 15. je­
den Monats der ICOVA die von ihnen im 
vorangegangenen Monat auf den inländi­
schen Markt gebrachte Menge Erdölerzeug­
nisse angeben. Die angeschlossenen Unter­
nehmen wälzen die Abgabe in der Regel auf 
ihre Abnehmer ab, obwohl die Verpflich­
tung hierzu weder in die WVA noch in die 
Satzung der ICOVA aufgenommen wurde. 

Da die für eigene Rechnung ausgeführten 
Erdölerzeugnisse bei der Festlegung des 
Umfangs der Vorratsverpflichtungen nicht 
mitberücksichtigt werden, brauchen die der 
ICOVA angeschlossenen Unternehmen 
keine Abgabe auf die Mengen zu entrichten, 
die ausgeführt oder in ein (fiktives) Zollager 
verbracht worden sind. 

Wenn in den Niederlanden niedergelassene, 
der ICOVA nicht angeschlossene Händler 
Erdölerzeugnisse von einem der ICOVA 
angeschlossenen Unternehmen kaufen, ist 
im Kaufpreis in der Regel die W A enthal­
ten. Falls diese Händler, sofern sie in den 
Niederlanden keine oder sehr wenig Erdö­
lerzeugnisse „auf den Markt bringen", die 
gekauften Ölerzeugnisse ausführen wollen, 

befinden sie sich in einer ungünstigen Wett-
bewerbsposition gegenüber der ICOVA an­
geschlossenen Unternehmen, die auf die von 
ihnen ausgeführten Erzeugnisse keine W A 
zu entrichten brauchen. 

Die ICOVA gab im September 1981 eine 
Regelung bekannt, wonach der ICOVA 
nicht angeschlossene Ausfuhrhändler mit 
Wirkung vom 1. Januar 1981 die W A von 
der ICOVA erstattet erhalten konnten, 
wenn eine Reihe von Voraussetzungen er­
füllt war, unter anderem, daß es sich um 
eine von einem ICOVA-Beteiligten gekaufte 
Partie handelte, die unmittelbar und insge­
samt von dem betroffenen Händler ausge­
führt wurde. Am 25. Februar 1982 wurde 
die Erstattungsregelung von der ICOVA für 
das Jahr 1982 in einigen Punkten geändert. 
Auch bei einer Ausfuhr in Teilmengen 
konnte nun die Erstattung erfolgen. Aller­
dings wurde unter anderem eine Ankaufser­
klärung je Quartal verlangt, die von einem 
externen Wirtschaftsprüfer beglaubigt sein 
mußte. Bei einer weiteren Änderung der Re­
gelung von 1982 wurden auch die 1981 
durchgeführten Ausfuhren in diese Rege­
lung einbezogen, und es wurde den Expor­
teuren erlaubt, die Erklärung des Wirt­
schaftsprüfers nur einmal im Jahr einzurei­
chen. 

Das Gesetz wurde mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1987 dahin geändert, daß die unter­
schiedliche Behandlung von der ICOVA an­
geschlossenen und ihr nicht angeschlossenen 
Unternehmen aufgehoben wurde. Durch 
diese Gesetzesänderung wurde eine Stich­
ting Centraal Orgaan Vooraadvorming Aard-
olieprodukten (Zentralstelle für die Vor­
ratsbildung von Erdölerzeugnissen; COVA) 
errichtet, die mit der Vorratsbildung von 
Erdölerzeugnissen betraut ist. Die Vorrats­
bildung der COVA wird durch eine Vor­
ratsabgabe finanziert, die im Namen des 
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Finanzministers erhoben und von der natio­
nalen Steuerverwaltung eingezogen wird. 
Diese Vorratsabgabe wird bei der Ausfuhr 
erstattet. 

II — Sachverhalt und Ausgangsverfahren 

Die Hennen Olie BV, ein in den Niederlan­
den niedergelassenes Unternehmen, handelt 
mit Erdölerzeugnissen. Sie kauft Erdöler­
zeugnisse auf dem niederländischen Markt 
bei der ICOVA angeschlossenen Unterneh­
men. Sie lagert diese Erzeugnisse in eigene 
Tanks ein und liefert sie in Teilmengen an 
ihre ausländischen Abnehmer. Da sie nicht 
der ICOVA angeschlossen ist, konnte sie 
anfänglich keinen Anspruch auf Erstattung 
der W A geltend machen, während sie dies 
vom 1. Januar 1981 bis 1. Januar 1987 nur 
tun konnte, wenn sie eine Reihe von Vor­
aussetzungen erfüllte, was erhebliche Ko­
sten verursachte. 

1983 erhob die Firma Hennen Olie bei der 
Arrondissementsrechtbank Rotterdam Klage 
auf Schadensersatz. 1985 legte sie Berufung 
beim Gerechtshof Den Haag ein, der zu der 
Ansicht gelangt ist, daß die Entscheidung 
des Rechtsstreits von der Auslegung des Ge­
meinschaftsrechts, insbesondere von Artikel 
34 EWG-Vertrag, abhängen könne, und da­
her beschlossen hat, das Verfahren auszu­
setzen, bis der Gerichtshof über folgende 
Vorlagefragen entschieden hat: 

„1) Ist Artikel 34 EWG-Vertrag dahin aus­
zulegen, daß eine nationale gesetzliche 
Regelung wie die [im Vorlageurteil] be­

schriebene mit diesem Artikel unverein­
bar ist? 

2) Ist es für die Beantwortung der Frage 1 
von Bedeutung, ob der obengenannte 
Unterschied in der Wettbewerbsposi­
tion ganz oder teilweise durch Rege­
lungen über die Erstattung der genann­
ten W A , die nicht von dem betreffen­
den Mitgliedstaat selbst erlassen wor­
den sind, beseitigt wird?“ 

Das Vorlageurteil ist am 14. Oktober 1988 
in das Register der Kanzlei des Gerichtsho­
fes eingetragen worden. 

Gemäß Artikel 20 des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofes der EWG haben 
die Klägerin des Ausgangsverfahrens, ver­
treten durch Rechtsanwalt T. R. Ottervan­
ger, Brüssel, die Beklagte des Ausgangsver­
fahrens, vertreten durch die Rechtsanwälte 
A. J. Braakman und P. Glazener, Rotter­
dam, die niederländische Regierung, vertre­
ten durch den stellvertretenden Generalse­
kretär im Ministerium für auswärtige Ange­
legenheiten H. J. Heinemann, und die 
Kommission der Europäischen Gemein­
schaften, vertreten durch R. Barents, Juri­
stischer Dienst der Kommission, als Bevoll­
mächtigten, beim Gerichtshof schriftliche 
Erklärungen eingereicht. 

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Bericht­
erstatters nach Anhörung des Generalan­
walts beschlossen, die mündliche Verhand­
lung ohne vorherige Beweisaufnahme zu er­
öffnen und die Rechtssache an die Sechste 
Kammer zu verweisen. Er hat jedoch die 
niederländische Regierung aufgefordert, ei­
nige Fragen zu beantworten. 
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III — Beim Gerichtshof eingereichte schrift­
liche Erklärungen 

1. Nach Ansicht der Hennen Olie BV, Klä­
gerin des Ausgangsverfahrens, führte die in 
den Niederlanden von Oktober 1980 bis 
1. Januar 1987 geltende Regelung zu einer 
Ausfuhrbeschränkung in dem Sinne, daß ein 
unabhängiger Exporteur nicht in der Lage 
gewesen sei, mit den der ICOVA ange­
schlossenen Exporteuren in Wettbewerb zu 
treten, die keine W A bei der Ausfuhr zu 
entrichten brauchten. Sowohl das anfängli­
che vollständige Fehlen einer Erstattungsre­
gelung als auch die spätere Einführung einer 
sehr komplizierten und kostenträchtigen 
Regelung sei geeignet gewesen, die Ausfuh­
ren zu behindern, und habe sie auch tat­
sächlich behindert. 

Es handele sich im vorliegenden Fall um 
Maßnahmen, die speziell für Exporteure 
gälten und deshalb unter das Verbot von 
Artikel 34 fielen (vgl. Urteile vom 16. März 
1977 in der Rechtssache 68/76, Kommis­
sion/Frankreich, Slg. 1977, 51, und vom 
7. Februar 1984 in der Rechtssache 237/82, 
Jongeneel Kaas, Slg. 1984, 483). Deshalb 
müsse die erste Frage bejaht werden. 

2. Die ICOVA, Beklagte des Ausgangsver­
fahrens, macht geltend, daß es sich im vor­
liegenden Fall nicht um nationale Maßnah­
men handele, die spezifische Beschränkun­
gen der Ausfuhrströme bezweckten oder be­
wirkten und damit zu einer ungleichen Be­
handlung des Binnenhandels und des Aus­
fuhrhandels eines Mitgliedstaats führten, so 
daß der Binnenmarkt des betroffenen Staa­
tes einen besonderen Vorteil erlange (vgl. 
u. a. Urteil vom 17. Mai 1984 in der 
Rechtssache 15/83, Denkavit, Slg. 1984, 
2171). Soweit die WVA zu einer Ungleich­
behandlung des Inlandsabsatzes und der 
Ausfuhr geführt habe, sei das keine Un­

gleichbehandlung zum Nachteil der Ausfuhr 
gewesen. Beim Inlandsabsatz seien die Ko­
sten der Vorratsbildung nämlich stets abge­
wälzt worden, während diese Kosten bei der 
Ausfuhr entweder nicht abgewälzt oder in 
demselben Umfang wie beim Inlandsabsatz 
abgewälzt worden seien. 

Soweit die WVA weiter gehe als die Richtli­
nie 68/414, verstoße sie nicht gegen Artikel 
34 EWG-Vertrag. 

Die ICOVA schlägt deshalb vor, die erste 
Frage zu verneinen. 

Falls festgestellt werde, daß ein Verstoß ge­
gen Artikel 34 EWG-Vertrag vorliege, 
schlägt die ICOVA als Antwort auf die 
zweite Frage vor, daß der Verstoß gegen 
diesen Artikel durch Erstattungsregelungen 
beseitigt werden könne, die nicht von dem 
betreffenden Mitgliedstaat selbst erlassen 
würden, soweit diese Regelungen dazu 
führten, daß die gegen Artikel 34 EWG-
Vertrag verstoßenden möglichen Folgen 
nicht einträten. 

3. Nach Ansicht der niederländischen Regie­
rung ist die in der WVA niedergelegte Ver­
pflichtung für diejenigen, die in den Nieder­
landen Erdölerzeugnisse auf den Markt 
brächten, eine allgemein anwendbare Maß­
nahme, die keine spezielle Beschränkung 
der Ausfuhrströme bezwecke oder bewirke, 
so daß die Ausfuhr auch in keinerlei Hin­
sicht behindert werde. Die aufgrund der 
WVA geltende Vorratsverpflichtung ver­
binde nur eine bestimmte Verpflichtung mit 
dem Inverkehrbringen von Erdölerzeugnis­
sen auf dem Binnenmarkt. Erdölerzeugnisse, 
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die ausgeführt würden, würden hingegen 
für die Bestimmung des Umfangs der Vor­
ratsverpflichtung nicht mitberücksichtigt. 
Verkaufe jedoch ein vorratspflichtiges Un­
ternehmen Erdölerzeugnisse an einen in den 
Niederlanden niedergelassenen Abnehmer, 
so trage das Geschäft mit zur Bestimmung 
des Umfangs der Vorratsverpflichtung bei, 
wenn die Erzeugnisse damit auf den Bin­
nenmarkt gebracht würden. Die mit der 
Pflichtvorratsbildung verbundenen Kosten 
entstünden ungeachtet dessen, was der Käu­
fer mit den von dem vorratspflichtigen Un­
ternehmen erworbenen Erdölerzeugnissen 
tue. 

Artikel 34 EWG-Vertrag impliziere nicht, 
daß eine Regelung, wie sie in der WVA nie­
dergelegt sei, gegen diesen Artikel verstoße. 
Die erste Vorlagefrage sei deshalb zu ver­
neinen, weshalb die zweite Frage nicht wei­
ter geprüft zu werden brauche. 

4. Die Kommission führt aus, daß nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes Abgaben, 
die Erzeugnisse belasteten, sowie andere 
(parafiskalische) Abgaben unter die Artikel 
12 bis 16 und 95 EWG-Vertrag fielen (sie 
verweist in diesem Zusammenhang auf die 
Urteile vom 4. April 1968 in der Rechtssa­
che 27/67, Fink-Frucht, Slg. 1968, 334, und 
vom 22. März 1977 in der Rechtssache 
74/76, Ianelli & Volpi, Slg. 1977, 557). 
Deshalb beantworte sie die Frage des vorle­
genden Gerichts in bezug auf Artikel 34 nur 
hilfsweise. Unter Bezugnahme auf das Urteil 
vom 8. November 1979 in der Rechtssache 
15/79 (Groenveld, Slg. 1979, 3409) stellt sie 
fest, daß Artikel 34 EWG-Vertrag anwend­
bar sei, wenn es um eine Maßnahme gehe, 
die die Ausfuhren auf diskriminierende 
Weise betreffe. Die WA-Regelung enthalte 
jedoch keine Diskriminierung der Ausfuh­
ren. Beim Inlandsabsatz müsse die Abgabe 
nämlich stets entrichtet werden, während 

dies bei der Ausfuhr nur der Fall sei, wenn 
der Exporteur ein nicht der ICOVA ange­
schlossenes Unternehmen sei. In letzterem 
Fall werde der Inlandsabsatz mit der Aus­
fuhr gleichbehandelt. Es liege deshalb eher 
ein Unterschied in der Behandlung zweier 
Ausfuhrströme vor: der Ausfuhr durch ein 
Unternehmen, das der ICOVA angeschlos­
sen sei, und der Ausfuhr durch ein Unter­
nehmen, das ihr nicht angeschlossen sei. 
Wenn deshalb Artikel 34 nur bei einer Dis­
kriminierung der Ausfuhr anwendbar sei, 
könne die streitige Regelung nicht als Ver­
stoß gegen diese Bestimmung angesehen 
werden. 

In bezug auf die zweite Frage vertritt die 
Kommission die Ansicht, daß eine Einrich­
tung wie die ICOVA dem niederländischen 
Staat gleichgestellt werden könne (vgl. Ur­
teile vom 20. September 1988 in der Rechts­
sache 31/87, Beentjes, Slg. 1988, 4635, und 
vom 24. November 1982 in der Rechtssache 
249/81, Kommission/Irland, Slg. 1982, 
4005). Sie weist in diesem Zusammenhang 
insbesondere darauf hin, daß die ICOVA 
bei der Erfüllung der Vorratsverpflichtun­
gen des niederländischen Staates eine zen­
trale Rolle spiele und daß sie vollständig der 
Kontrolle des Wirtschaftsministeriums un­
terliege. 

Die Kommission schlägt dem Gerichtshof 
vor, die Fragen des vorlegenden Gerichts zu 
verneinen. 

In bezug auf Artikel 95 erinnert die Kom­
mission daran, daß er auf diskriminierende 
Abgaben auf die Ausfuhr anwendbar sei 
(vgl. Urteil vom 29. Juni 1978 in der 
Rechtssache 142/77, Larsen, Slg. 1978, 
1543). Im vorliegenden Fall sei von einer 
Diskriminierung der Ausfuhr nicht die 
Rede. Dies ändere jedoch nichts daran, daß 
die WA-Regelung, und zwar sowohl die 
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Nichterstattung der Abgabe als auch deren 
bedingte Erstattung, als Handelshemmnis 
einzustufen sei. Es könne Grund dazu be­
stehen, Artikel 95 EWG-Vertrag als auch 
auf Abgaben anwendbar zu erachten, die 
zwar nicht diskriminierend seien, jedoch 
eine deutliche und spezifische handelsbe­
schränkende Wirkung hätten (vgl. Urteile 
vom 4. April 1968 in der Rechtssache 
31/67, Stier, Slg. 1968, 351, und vom 
5. Mai 1982 in der Rechtssache 15/81, 
Schul I, Slg. 1982, 1409). 

IV — Antworten auf schriftliche Fragen des 
Gerichtshofes 

Der Gerichtshof hat die niederländische Re­
gierung gebeten, folgende Fragen zu beant­
worten : 

1) Trifft es zu, daß in der Praxis alle vor-
ratspflichtigen Importeure und Hersteller 
von Erdölerzeugnissen in den Niederlan­
den die damit verbundenen Kosten ganz 
oder teilweise auf ihre Abnehmer abwäl­
zen? Steht es jedem Unternehmen völlig 
frei, diese Kosten abzuwälzen oder nicht 
abzuwälzen? Welche Bedeutung hat das 
Datum 1. Oktober 1980? 

2) Nach welchen Modalitäten wurde vom 
1. Oktober 1981 bis 1. Januar 1987 die 
Erstattung der Vorratspflichtabgabe für 
die von der ICOVA angeschlossenen 
Unternehmen gelieferten und durch 
nicht vorratspflichtige Händler ausge­
führten Mengen Erdölerzeugnisse be­
rechnet? 

3) Konnten vor dem 1. Januar 1987 auch 
nicht vorratspflichtige Erdölerzeugnis­
händler, die durch der ICOVA nicht an­
geschlossene Importeure oder Hersteller 
gelieferte Erzeugnisse kauften, eine Er­
stattung der im Verkaufspreis enthalte­
nen Kosten der Pflichtvorratsbildung er­
halten? 

Die niederländische Regierung hat zur Ant­
wort gegeben, daß Hersteller und Impor­
teure bis zum 1. Januar 1987 — dem Zeit­
punkt, zu dem die neue WVA in Kraft ge­
treten sei — nach der alten WVA, die seit 
dem 1. April 1977 in Kraft gewesen sei, 
verpflichtet gewesen seien, einen Vorrat ent­
sprechend ihren Verkäufen an 90 bzw. 70 
Tagen an inländische Abnehmer im voran­
gegangenen Kalenderjahr zu halten. 

Seit dem 1. April 1977 bestehe für die be­
troffenen Hersteller und Importeure eine 
Vorratsverpflichtung unter den in der WVA 
aufgeführten Voraussetzungen. Die mit der 
Vorratsverpflichtung verbundenen Kosten 
gehörten zu den Betriebskosten der vorrats-
pflichtigen Unternehmer. Die Abwälzung 
der mit der Vorratsverpflichtung verbunde­
nen Kosten auf die Abnehmer sei eine Ent­
scheidung der betroffenen Hersteller oder 
Importeure. In bezug auf diesen Kostenfak­
tor sei die Situation deshalb nicht anders als 
bei anderen Kosten (beispielsweise bei Roh­
stoffen, Abschreibungen und Sozialbeiträ­
gen). Die Frage, inwieweit der Erlös der Er­
zeugnisse ausreiche, um alle Kosten des Un­
ternehmers zu decken, oder ob er diese 
übersteige, hänge von den Marktbedingun­
gen ab. 
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Die in den Niederlanden anwendbaren Vor­
schriften enthielten keine Verpflichtung, den 
Behörden mitzuteilen, inwieweit die mit der 
Vorratsverpflichtung verbundenen Kosten 
tatsächlich abgewälzt würden. 

Zum 1. Oktober 1980 hätten die Vorrats­
pflichtigen einen Teil ihrer Vorratsverpflich­
tung durch die ICOVA erfüllen lassen kön­
nen. Seit diesem Zeitpunkt könnten die mit 
der Pflichtvorratsbildung verbundenen Ko­
sten deshalb auch aus den Kosten (WA) 
bestehen, die die ICOVA dem Beteiligten 
(dem vorratspflichtigen Importeur oder 
Hersteller) in Rechnung stelle. Auch in die­
sem System sei der vorratspflichtige Herstel­
ler oder Importeur berechtigt, jedoch nicht 
verpflichtet, diesen Kostenfaktor in den 
Preis einzubeziehen, den er seinem Abneh­
mer in Rechnung stelle. 

Die Voraussetzungen, unter denen die Er­
stattung der Vorratspflichtabgabe durch die 
ICOVA möglich sei, würden durch die 
ICOVA festgelegt. Die für 1981 geltende 
Regelung sei am 10. September 1981 erlas­
sen worden. Durch Mitteilung vom 14. Ok­
tober 1982 sei die Regelung für 1982 in 
zwei Punkten verbessert worden. Diese Re­
gelung sei auch auf Ausfuhren im Jahr 1981 
angewandt worden. Bis auf einige Änderun­
gen habe diese Regelung auch für 1983 ge­

golten. Inhaltlich habe sie bis zum 1. Januar 
1987 fortgegolten. 

Der vorratspflichtige Hersteller oder Impor­
teur sei berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, 
die mit der Vorratsverpflichtung verbunde­
nen Kosten seinem Abnehmer in Rechnung 
zu stellen. Die Möglichkeiten hierzu wür­
den durch die Marktbedingungen bestimmt. 
Dies führe dazu, daß der Vorratspflichtige 
nach Durchführung des Geschäfts berech­
tigt, jedoch nicht verpflichtet sei, im Zusam­
menhang mit den in den Verkaufspreis ein­
bezogenen Kosten der Pflichtvorratsbildung 
eine Erstattung vorzunehmen. Dies gelte so­
wohl für der ICOVA angeschlossene Her­
steller und Importeure als auch für nicht der 
ICOVA angeschlossene Vorratspflichtige. 
Die Vorratsverpflichtung gelte für in den 
Niederlanden auf den Markt gebrachte 
Mengen. Die Lieferung in den Niederlan­
den habe deshalb Folgen für den Umfang 
des Vorrats, der anzulegen sei, und verursa­
che auch dem vorratspflichtigen Hersteller 
oder Importeur Kosten. Nur Mengen, die 
von einem Hersteller oder Importeur selbst 
ausgeführt würden, hätten keine Vorratsver­
pflichtung zur Folge. 

T. F. O'Higgins 
Berichterstatter 
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